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Die Bürgermeisterin             Nottuln, den 16.08.2017 
 

 

 

 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die kommunale Zusammenarbeit 
zwischen den Städten und Gemeinden im Kreis (außer der Stadt Lüdinghausen) 
und dem Kreis Coesfeld im Bereich der Sammlung und Beförderung von Abfällen 
 

 

Hier: Hinweis auf die Bekanntmachung 

 

 

Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die gemeinsame Regelung bei der 
Abfallsammlung und –beförderung zwischen den Städten und Gemeinden Ascheberg, 
Billerbeck, Coesfeld, Dülmen, Havixbeck, Nordkirchen, Nottuln, Olfen, Rosendahl und Senden 
ist von der Bezirksregierung Münster genehmigt worden. 
Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung wird zusammen mit dem Genehmigungsvermerk in der 
nächstmöglichen Ausgabe des Amtsblattes für den Regierungsbezirk Münster (vsl. In Nr. 33 
am 18.08.2017 veröffentlicht.  
 

 

 

 

Manuela Mahnke 

Bürgermeisterin 
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Bekanntmachung über Widerspruchsrechte nach dem  
Bundesmeldegesetz (BMG) vom 1. November 2015 

 
1. Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an Parteien, Wählergruppen u. a. 
bei Wahlen und Abstimmungen 
 
Gemäß § 50 Absatz 1 Bundesmeldegesetz (BMG) in der seit 1. November 2015 geltenden 
Fassung darf die Meldebehörde Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von 
Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher und 
kommunaler Ebene in den sechs der Wahl oder Abstimmung vorangehenden Monaten so 
genannte Gruppenauskünfte aus dem Melderegister erteilen. Die Auswahl ist an das 
Lebensalter der betroffenen Wahlberechtigten gebunden. Die Auskunft umfasst den 
Familiennamen, Vornamen, Doktorgrad und derzeitige Anschriften sowie, sofern die Person 
verstorben ist, diese Tatsache. Die Geburtsdaten der Wahlberechtigten dürfen dabei nicht 
mitgeteilt werden. Die Person oder Stelle, der die Daten übermittelt werden, darf diese nur 
für die Werbung bei der Wahl oder Abstimmung verwenden und hat sie spätestens einen 
Monat nach der Wahl oder Abstimmung zu löschen oder zu vernichten. Die 
Wahlberechtigten haben das Recht, der Datenübermittlung zu widersprechen. 
 
2. Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an das Bundesamt für das 
Personalmanagement der Bundeswehr 
 
Nach § 58b des Soldatengesetzes können sich Frauen und Männer, die Deutsche im Sinne 
des Grundgesetzes sind, verpflichten, freiwilligen Wehrdienst zu leisten, sofern sie hierfür 
tauglich sind. Zum Zwecke der Übersendung von Informationsmaterial übermitteln die 
Meldebehörden dem Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr aufgrund § 
58c Absatz 1 Satz 1 des Soldatengesetzes jährlich bis zum 31. März folgende Daten zu 
Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die im nächsten Jahr volljährig werden: 
Familiennamen, Vornamen, und die gegenwärtige Anschrift. Die betroffenen Personen, 
deren Daten übermittelt werden, haben das Recht, der Datenübermittlung zu widersprechen. 
 
3. Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an eine öffentlich-rechtliche 
Religionsgemeinschaft 
 
Die Meldebehörde übermittelt die in § 42 Bundesmeldegesetz (BMG) aufgeführten Daten der 
Mitglieder einer öffentlich- rechtlichen Religionsgesellschaft an die betreffenden 
Religionsgesellschaften. Die Datenübermittlung umfasst auch die Familienangehörigen 
(Ehegatten, minderjährige Kinder, und die Eltern von minderjährigen Kindern), die nicht 
derselben oder keiner öffentlich- rechtlichen Religionsgesellschaft angehören. Die 
Datenübermittlung umfasst zum Beispiel Angaben zu Vor- und Familiennamen, frühere 
Namen, Geburtsdatum und- Ort, Geschlecht oder derzeitigen Anschriften. Die 
Familienangehörigen haben gemäß § 42 Absatz 3 Satz 2 BMG das Recht, der 
Datenübermittlung zu widersprechen. Der Widerspruch gegen die Datenübermittlung 
verhindert nicht die Übermittlung von Daten, die für Zwecke des Steuererhebungsrechts 
benötigt werden. Diese Zweckbindung wird der öffentlich- rechtlichen Religionsgesellschaft 
als Datenempfänger bei der Übermittlung mitgeteilt. 
 
4. Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten aus Anlass von Alters- oder 
Ehejubiläen an Mandatsträger, Presse oder Rundfunk 
 
Verlangen Mandatsträger, Presse oder Rundfunk Auskunft aus dem Melderegister über 
Alters- oder Ehejubiläen von Einwohnern, darf die Meldebehörde nach § 50 Absatz 2 
Bundesmeldegesetz (BMG) Auskunft erteilen über Familiennamen, Vornamen, Doktorgrad, 
Anschrift sowie Datum und Art des Jubiläums. Altersjubiläen sind der 70. Geburtstag, jeder 
fünfte weitere Geburtstag und ab dem 100. Geburtstag jeder folgende Geburtstag; 
Ehejubiläen sind das 50. und jedes folgende Ehejubiläum. Die betroffenen Personen, deren 
Daten übermittelt werden, haben das Recht, der Datenübermittlung zu widersprechen. 
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5. Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an Adressbuchverlage 
 
Die Meldebehörde darf gemäß § 50 Absatz 3 Bundesmeldegesetz (BMG) 
Adressbuchverlangen 
zu allen Einwohnern, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, Auskunft erteilen 
über den Familiennamen, Vornamen, Doktorgrad und derzeitige Anschriften. 
Die übermittelten Daten dürfen nur für die Herausgabe von Adressbüchern 
(Adressverzeichnissen in Buchform) verwendet werden. 
Die betroffenen Personen, deren Daten übermittelt werden, haben das Recht, der 
Datenübermittlung zu widersprechen. 
 
Die Widersprüche gegen die in den Ziffern 1-5 genannten Datenübermittlungen 
können jederzeit bei der  
 

Gemeinde Nottuln 
Bürgerservice Meldewesen 

Stiftsplatz 7/ 8 
48301 Nottuln 

 
eingelegt werden. 
 
Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. Die Widersprüche gelten 
bis zu ihrem Widerruf. 
 
Achtung: Übermittlungssperren bzw. Widersprüche gegen eine der oben genannten 
Datenübermittlungen, welche bereits im Melderegister eingetragen sind, bleiben 
bestehen! In solchen Fällen brauchen Sie nicht erneut zu widersprechen. 
 
 
 
 
Nottuln, 19.09.2017 
 
 
 

 
Gemeinde Nottuln  
Die Bürgermeisterin  
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Gemeinde Nottuln        Nottuln, 19.09.2017 
Die Bürgermeisterin  
- Bürgerservice (Meldewesen) - 
 
 
 
 
 
 
Im Monat August 2017 wurden beim Bürgerservice (Meldewesen) der Gemeinde Nottuln 
folgende Gegenstände als gefunden gemeldet: 
 
Eigentumsansprüche können im Verwaltungsgebäude Stiftsplatz 8, Bürgerservice,              
Tel. 02502/942-333, geltend gemacht werden. 
 
 
 

   
  20 Damenräder   
     5 Herrenräder  
   5 Mountainbikes 
   1 Kinderrad 
            1 Kinderroller 
   4 Schlüssel 
   9 Katzen  
   1 USB-Stick 
            1 SIM-Karte 
            1 Walky-Talky 
   1 Fingerring 
   3 Geldbörsen 
      Bargeld    
        

    
  

 
 
 
 
Im Auftrag 

 
(Kockmann) 
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Amtliche Bekanntmachung 

Bekanntmachung des Gesamtabschlusses der Gemeinde Nottuln 
zum Stichtag 31.12.2013 

 
 

Der Gesamtabschluss zum Stichtag 31.12.2013 wird gem. § 116 Abs. 1 i.V.m. § 96 Abs. 1 
GO NRW wie folgt festgestellt: 
 
s. Anlagen 
 
Aufgrund des geprüften und festgestellten Gesamtabschlusses zum Stichtag 31.12.2013 wird 
der Bürgermeisterin/ dem Bürgermeister gem. § 96 Abs. 1 Satz 4 GO NRW vorbehaltlos 
Entlastung erteilt. 
 
Der Gesamtabschluss zum Stichtag 31.12.2013 liegt gemäß § 96 Abs. 2 GO NRW zur 
Einsichtnahme 
 

vom 28.09.2017 bis zur Feststellung des Gesamtabschlusses 2015 
 
bei der Gemeindeverwaltung in Nottuln, Gebäude Stiftsplatz 7/8, Vorzimmer der 
Bürgermeisterin, während der Dienststunden 
 
 

Mo. – Fr.       8.30 Uhr bis 12.30 Uhr 
Mo., Di., Mi., 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Do.    14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 

 
 
öffentlich aus. 
 
Nottuln, den 20.09.2017 
 
Gemeinde Nottuln 
Die Bürgermeisterin 
 
i. V. 

 

 
 
(Doris Block) 
Beigeordnete 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Bekanntmachung des Gesamtabschlusses der Gemeinde Nottuln 
zum Stichtag 31.12.2014 

 
 
Der Gesamtabschluss zum Stichtag 31.12.2014 wird gem. § 116 Abs. 1 i.V.m. § 96 Abs. 1 
GO NRW wie folgt festgestellt: 
 
s. Anlagen 
 
Aufgrund des geprüften und festgestellten Gesamtabschlusses zum Stichtag 31.12.2014 wird 
der Bürgermeisterin/ dem Bürgermeister gem. § 96 Abs. 1 Satz 4 GO NRW vorbehaltlos 
Entlastung erteilt. 
 
Der Gesamtabschluss zum Stichtag 31.12.2014 liegt gemäß § 96 Abs. 2 GO NRW zur 
Einsichtnahme 
 
               vom 28.09.2017 bis zur Feststellung des Gesamtabschlusses 2015 
 
bei der Gemeindeverwaltung in Nottuln, Gebäude Stiftsplatz 7/8, Vorzimmer der 
Bürgermeisterin, während der Dienststunden 
 

Mo. – Fr.       8.30 Uhr bis 12.30 Uhr 
Mo., Di., Mi., 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Do.    14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 

 
 
öffentlich aus. 
 
Nottuln, den 20.09.2017 
 
Gemeinde Nottuln 
Die Bürgermeisterin 
 
i. V. 
 

 
(Doris Block) 
Beigeordnete 
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Amtliche Bekanntmachung 

Bekanntmachung des Jahresabschlusses der Gemeinde Nottuln 
zum Stichtag 31.12.2016 

 
 

Der Jahresabschluss zum Stichtag 31.12.2016 wird gem. § 96 Abs. 1 GO NRW wie folgt 
festgestellt: 
 
s. Anlagen 
 
Aufgrund des geprüften und festgestellten Jahresabschlusses zum Stichtag 31.12.2016 wird 
der Bürgermeisterin gem. § 96 Abs. 1 Satz 4 GO NRW Entlastung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss zum Stichtag 31.12.2016 liegt gemäß § 96 Abs. 2 GO NRW zur 
Einsichtnahme 
 

vom 28.09.2017 bis zur Feststellung des Jahresabschlusses 2017 
 
bei der Gemeindeverwaltung in Nottuln, Gebäude Stiftsplatz 7/8, Vorzimmer der 
Bürgermeisterin, während der Dienststunden 
 
 

Mo. – Fr.       8.30 Uhr bis 12.30 Uhr 
Mo., Di., Mi., 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Do.    14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 

 
 
öffentlich aus. 
 
Nottuln, den 20.09.2017 
 
Gemeinde Nottuln 
Die Bürgermeisterin 
 
i. V. 
 
 

 
(Doris Block) 
Beigeordnete 
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Amtliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses  
 
über die 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 55 „Erweiterung des 
Bebauungsplanes Nr. 8 Schul-, Sport- und Erholungszentrum“ im beschleunigten 
Verfahren gem. § 13a BauGB und gem. § 10 BauGB mit Begründung 
 
Der Rat der Gemeinde Nottuln hat in seiner Sitzung am 19.09.2017 die 2. Änderung des 

Bebauungsplanes Nr. 55 „Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 8 Schul-, Sport- und 

Erholungszentrum“ gemäß § 10 BauGB in der derzeit geltenden Fassung als Satzung 

beschlossen und die zugehörige Begründung gebilligt.  

 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 55 liegt im Ortsteil Nottuln, südlich des 
historischen Ortskerns. Begrenzt wird der Geltungsbereich durch den Hummelbach und den 
Niederstockumer Weg im Norden bzw. Westen, im Osten durch die Dülmener Straße und im 
Süden durch die Rudolf-Harbig-Straße. Der Änderungsbereich befindet sich im Osten des 
Geltungsbereiches und ergibt sich aus der nachfolgenden Übersichtsskizze. 
 

     

      ohne Maßstab 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 55 „Erweiterung des 

Bebauungsplanes Nr. 8 Schul-, Sport- und Erholungszentrum“ 

Änderungsbereich der 2. Änderung 
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Zielstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 55 „Erweiterung des 
Bebauungsplanes Nr. 8 Schul-, Sport- und Erholungszentrum“ im beschleunigten 
Verfahren gem. § 13a BauGB ist es, eine rechtskräftige Planungsgrundlage für die 
Erweiterung der Nutzfläche der  Jugendherberge zu schaffen. 
 

Bekanntmachungsanordnung: 

 

Vorstehende Satzung wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekanntgemacht. 
Mit dieser Bekanntmachung wird die 4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 74 
„Industriegebiet I+II“ rechtsverbindlich. 
Die vorgenannte Satzung einschließlich ihrer Begründung kann ab sofort dauerhaft von 
jedermann bei der  
 
Gemeinde Nottuln, Stiftsplatz 7/8, 48301 Nottuln, FB 3 Bau- und Ordnung 

 

während, der allgemeinen Dienststunden und zwar: 

 

Mo. – Fr.       8.30 Uhr bis 12.30 Uhr 
Mo., Di., Mi., 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Do.    14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 

 

eingesehen werden. Auf Verlangen wird über den Inhalt Auskunft gegeben. 
 

 

Gemäß § 215 Absatz 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der derzeit geltenden Fassung wird auf die 
Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften, sowie auf die 
Rechtsfolgen gemäß den §§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 und 215 Abs. 1 BauGB und 
der Gemeindeordnung NRW 1994 § 7 Abs. 6 hingewiesen. 
 

Hinweise: 

 

Die entsprechenden Gesetzesvorschriften lauten wie folgt: 

 

1. Baugesetzbuch § 44 Abs. 3, Sätze 1 und 2 sowie Abs. 4: 

  

(3) „Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn die in den 

         §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann 

         die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Ent- 

         schädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.“  

 

(4) „Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ab- 

         lauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 3, Satz 1 bezeichneten Vermögens- 

         nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.“  
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2. Baugesetzbuch § 215 Abs. 1:  

 

(1) „Unbeachtlich werden:  

1. eine nach § 214 Abs. 1, Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort be- 

    zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs.2 beachtliche Verletzung der Vor- 

         schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges, 

 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder 

der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung 

begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn 

Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind.“ 

 

3. Gemeindeordnung NW 1994 § 7 Abs. 6:  

 

(6) „Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 

Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 

eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn:

  

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeige- 

  verfahren wurde nicht ordnungsgemäß durchgeführt,  

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  

d) der Form oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 

Mangel ergibt.“  

 

 
Nottuln, 28.09.2017 
 

 
Manuela Mahnke 
Die Bürgermeisterin 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

des Aufstellungsbeschlusses der 6. Änderung des Bebauungsplans Nr. 68 
„Stiftsgärten“ im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 
 
Der Rat der Gemeinde Nottuln hat in seiner Sitzung am 08.03.2017 die Aufstellung der 6. 
Änderung des Bebauungsplans Nr. 68 „Stiftsgärten“ im beschleunigten Verfahren gem. § 13a 
BauGB beschlossen (Aufstellungsbeschluss). Auf die Durchführung einer Umweltprüfung wird 
gem. § 13 Abs. 3 verzichtet. 
 
Der Beschluss des Rates lautet: 
„Ein Verfahren zur 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 68 „Stiftsgärten“ mit der 
Festsetzung eines neuen Baufensters im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB 
wird für den in Anlage 2 abgegrenzten Geltungsbereich eingeleitet (Aufstellungsbeschluss 
gem. § 2 BauGB).“ 

 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 68 befindet sich im Ortsteil Nottuln. Er ist im 
Süden durch die Mauritzstraße, im Westen durch die Stiftstraße und den Kastanienplatz, im 
Norden durch die Burgstraße und im Osten durch Roibartstraße begrenzt. Der Bereich der 
Planänderung befindet sich im Südwesten des Geltungsbereiches am Ende der 
Busenbaumstraße und ergibt sich aus der nachfolgenden Übersichtsskizze. 
 

 

ohne Maßstab 

          Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 68 „Stiftsgärten“ 

          Geltungsbereich der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 68 „Stiftsgärten“ 
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Zielstellung der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 68 „Stiftsgärten“ im beschleunigten 
Verfahren gem. § 13a BauGB ist es, eine rechtskräftige Planungsgrundlage, im Sinne der 
Nachverdichtung, für Wohnzwecke zu schaffen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen 
dieser Beschlüsse nach Ablauf eines Jahres seit der Bekanntmachung einer im Verfahren 
nachfolgenden Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn  
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
nicht durchgeführt wurde, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Beschluss des Rates vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Nottuln vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 
 
 
Rechtsgrundlagen 
Gemeindeordnung  für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW),  Bekanntmachung der 
Neufassung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. 1994 S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 19. Dezember 2013 (GV. NRW. S. 878), 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 
(BGBl. I S. 2414), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2014 (BGBl. I 
S. 1748) geändert worden ist 

 

 

 

Nottuln, 28.09.2017 

 

 

Manuela Mahnke   
Die Bürgermeisterin 
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Amtliche Bekanntmachung  

 

über die öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB der 6. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 68 „Stiftsgärten“ im beschleunigten Verfahren gem. § 
13a BauGB 
 

Mit dieser amtlichen Bekanntmachung wird auf die öffentliche Auslegung des Entwurfs zur 

6. Änderung des Bebauungsplans Nr. 68 „Stiftsgärten“ vom 06.10.2017 bis einschließlich 

06.11.2017 hingewiesen. 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 68 befindet sich im Ortsteil Nottuln. Er ist im 

Süden durch die Mauritzstraße, im Westen durch die Stiftstraße und den Kastanienplatz, im 

Norden durch die Burgstraße und im Osten durch Roibartstraße begrenzt. Der Bereich der 

Planänderung befindet sich im Südwesten des Geltungsbereiches am Ende der 

Busenbaumstraße und ergibt sich aus der nachfolgenden Übersichtsskizze. 

 

 

ohne Maßstab 

          Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 68 „Stiftsgärten“ 

          Geltungsbereich der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 68 „Stiftsgärten“ 

 

Zielstellung der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 68 „Stiftsgärten“ im beschleunigten 

Verfahren gem. § 13a BauGB ist es, eine rechtskräftige Planungsgrundlage, im Sinne der 

Nachverdichtung, für Wohnzwecke zu schaffen. 
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Der Bebauungsplanentwurf und seine Begründung liegen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für die 
Dauer eines Monats, vom 06.10.2017 bis einschließlich 06.11.2017, bei der 
 

Gemeinde Nottuln, Stiftsplatz 7/8, 48301 Nottuln 
FB 3 Planen und Bauen, im Flur vor den Zimmern 714 und 715 

 

in der Zeit 

 

Mo. – Fr.       8.30 Uhr bis 12.30 Uhr 
Mo., Di., Mi., 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Do.    14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 

 

zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. 
 
Es wird gem. § 13a Abs. 3 BauGB bekannt gemacht, dass der Bebauungsplan im 
beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB 
aufgestellt wird. 
 
Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist schriftlich oder mündlich zur 
Niederschrift abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. Ein Antrag nach   § 
47 der Verwaltungsgerichtsordnung (Normenkontrollklage) ist unzulässig, soweit mit ihm 
Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen dieser Auslegung 
nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 
 
 
Nottuln, 28.09.2017 
 
 

 
Manuela Mahnke 
Die Bürgermeisterin 
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Amtliche Bekanntmachung  

 

über die öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB des Bebauungsplans 
Nr. 146 „Zwischen Martinistraße und Steinstraße“ im beschleunigten 
Verfahren gem. § 13a BauGB 
 

Mit dieser amtlichen Bekanntmachung wird auf die öffentliche Auslegung des Entwurfs zum 

Bebauungsplan Nr. 146 „Zwischen Martinistraße und Steinstraße“ vom 06.10.2017 bis 

einschließlich 06.11.2017 hingewiesen. 

 

Der Geltungsbereich befindet sich im Ortsteil Nottuln, südlich des historischen Ortskerns und 

östlich des Schulzentrums. Der Geltungsbereich wird im Norden durch die Kalbhenstraße, im 

Osten und Süden durch die Steinstraße und im Westen durch die Martinistraße begrenzt. Der 

genaue räumliche Geltungsbereich für den Bebauungsplan Nr. 146 „Zwischen Martinistraße 

und Steinstraße“ ergibt sich aus der nachfolgenden Übersichtsskizze. 

 

 

    ohne Maßstab 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 146 „Zwischen Martinistraße 

und    Steinstraße“ 

Ziel des Verfahrens ist die Schaffung von Baufeldern im Innenbereich des Baublocks bzw. in 
2. Reihe mit ergänzenden Festsetzungen. Der Bebauungsplan soll eine geordnete 
Nachverdichtung ermöglichen. 
 
Der Bebauungsplanentwurf und seine Begründung liegen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für die 
Dauer eines Monats, vom 06.10.2017 bis einschließlich 06.11.2017, bei der 
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Gemeinde Nottuln, Stiftsplatz 7/8, 48301 Nottuln 
FB 3 Planen und Bauen, im Flur vor den Zimmern 714 und 715 

 
in der Zeit 
 

Mo. – Fr.       8.30 Uhr bis 12.30 Uhr 
Mo., Di., Mi., 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Do.    14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 

 
zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. 
 
Es wird gem. § 13a Abs. 3 BauGB bekannt gemacht, dass der Bebauungsplan im 
beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB 
aufgestellt wird. 
 
Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist schriftlich oder mündlich zur 
Niederschrift abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. Ein Antrag nach   § 
47 der Verwaltungsgerichtsordnung (Normenkontrollklage) ist unzulässig, soweit mit ihm 
Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen dieser Auslegung 
nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 
 
 
Nottuln, 28.09.2017 
 

 
 
Manuela Mahnke 
Die Bürgermeisterin 
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Amtliche Bekanntmachung  

 

Zweite erneute öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB des 
Bebauungsplans Nr. 148 „Zwischen Lindenstraße und Münsterstraße - 
Appelhülsen“ im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB 
 

Mit dieser amtlichen Bekanntmachung wird auf die zweite erneute Öffentlichkeitsbeteiligung 

zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 148 „Zwischen Lindenstraße und Münsterstraße - 

Appelhülsen“ vom 11.10.2017 bis einschließlich 13.11.2017 hingewiesen. 

 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 148 befindet sich in zentraler Lage des 
Ortsteils Appelhülsen und grenzt im Südwesten direkt an den Kreuzungsbereich Lindenstraße 
(L 844) und Münsterstraße (L 551).  
Die genauen Abgrenzungen sind der nachstehenden Übersichtsskizze zu entnehmen. 
 

 
Übersichtsplan (ohne Maßstab) 

 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 148 „Zwischen Lindenstraße und 

Münsterstraße - Appelhülsen“ 

Ziel des Verfahrens ist die Schaffung von Baufeldern im Innenbereich des Baublocks bzw. in 

2. Reihe mit ergänzenden Festsetzungen, die eine Anpassung der Baukörper an die örtlichen 

Gegebenheiten vorsehen (Höhe, Dachform etc.). Der Bebauungsplan soll eine geordnete 

Nachverdichtung ermöglichen. 
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Der Bebauungsplanentwurf und seine Begründung liegen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für die 

Dauer eines Monats, vom 11.10.2017 bis einschließlich 13.11.2017, bei der 

 

Gemeinde Nottuln, Stiftsplatz 7/8, 48301 Nottuln 

FB 3 Planen und Bauen, im Flur vor den Zimmern 714 und 715 

 

in der Zeit 

 

Mo. – Fr.       8.30 Uhr bis 12.30 Uhr 
Mo., Di., Mi., 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Do.    14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 

 

zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. 
 
Ebenso ausgelegt werden die wesentlichen, bereits vorliegenden Fachgutachten und 
umweltbezogenen Stellungnahmen. Es liegen folgende umweltbezogene Informationen und 
wesentliche bereits vorliegende umweltbezogene Stellungnahmen vor (insbesondere 
bezogen auf die Schutzgüter „Menschen“, „Pflanzen / Tiere / biologische Vielfalt“, „Boden“, 
„Wasser“, „Klima/Luft“, „Landschaft“, „Kultur- und sonstige Sachgüter“): 
 
 

Art der vorhandenen 

Information 

Thematischer Bezug 

Fachgutachten, 
Lärmschutzgutachten gemäß 
DIN 18005 Schallschutz im 
Städtebau, DEKRA, Mai 2017 

Immissionsschutz Verkehrs- und Gewerbelärm: Die 
Orientierungswerte der DIN 18005 „Schallschutz im 
Städtebau“ werden in Teilen des Plangebietes 
überschritten 

 
Es wird gem. § 13a Abs. 3 BauGB bekannt gemacht, dass der Bebauungsplan im 
beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB 
aufgestellt wird. 
 
Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist schriftlich oder mündlich zur 
Niederschrift abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. Ein Antrag nach   § 
47 der Verwaltungsgerichtsordnung (Normenkontrollklage) ist unzulässig, soweit mit ihm 
Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen dieser Auslegung 
nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 
 
 
Nottuln, 28.09.2017 
 
 

 
Manuela Mahnke 
Die Bürgermeisterin 
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